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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Entscheidung Nr. 574/2007/EG im Hinblick auf die Anhebung des Kofinanzierungssatzes des Außengrenzenfonds für bestimmte, hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten

(COM(2012)0527 – C7‑0301/2012 – 2012/0253(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

–
in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2012)0527),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 77 Absatz 2 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet wurde (C7-0301/2012),

–
gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

–
gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung,

–
in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A7-0433/2012),

1.
legt seinen Standpunkt in erster Lesung fest, indem es den Vorschlag der Kommission übernimmt;

2.
fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3.
beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

BEGRÜNDUNG

Die Wirtschafts- und Finanzkrise hat sich in einigen Mitgliedstaaten erheblich auf die öffentlichen Finanzen ausgewirkt. Während die meisten Mitgliedstaaten weit reichende Maßnahmen ergreifen mussten, um die Staatsverschuldung abzubauen und das Haushaltsdefizit zurückzufahren, damit die öffentlichen Finanzen wieder auf den Weg der Nachhaltigkeit gebracht werden, waren einige Länder so von der Krise betroffen, dass sie die Unterstützungsmechanismen der EU in Anspruch nehmen mussten. Infolge der großen wirtschaftlichen Schwierigkeiten hatten diese Mitgliedstaaten Probleme, die Kofinanzierungsanforderungen für EU-Beihilfen zu erfüllen. Diese Probleme treten auch bei der Finanzierung im Rahmen des Generellen Programms „Solidarität und Steuerung der Migrationsströme“ deutlich zutage. 

Folglich hat die Kommission eine Möglichkeit vorgeschlagen, um die Kofinanzierungssätze für die Mitgliedstaaten, denen ein finanzieller Unterstützungsmechanismus zugute kommt, anzuheben. Mit dem Vorschlag soll der Kofinanzierungssatz der Union um zwanzig Prozentpunkte erhöht und dadurch der Kofinanzierungsbedarf der betreffenden Mitgliedstaaten gesenkt werden. Damit stiege der Kofinanzierungssatz auf 70 %. Für Vorhaben, die bestimmten Prioritäten dienen, und für die Mitgliedstaaten, die Mittel aus dem Kohäsionsfonds erhalten, betrüge der erhöhte Satz höchstens 95 %. 

In diesem Zusammenhang sei nachdrücklich darauf verwiesen, dass die Änderungen an den Kofinanzierungssätzen für hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden Schwierigkeiten betroffene oder bedrohte Mitgliedstaaten nicht zu einer Erhöhung der Gesamtbeträge für die betreffenden Fonds führen. Die gemäß den Basisrechtsakten vorgenommene jährliche Zuweisung von Fondsmitteln an die Länder bleibt unverändert, während die nationale Kofinanzierung entsprechend verringert wird. Außerdem wurden vergleichbare Änderungen zu den Kofinanzierungsanforderungen bereits in Bezug auf die Strukturfonds, den Kohäsionsfonds, den Fischereifonds und den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums gebilligt. Daher ist es sinnvoll, vergleichbare Änderungen in Bezug auf die Fonds in Zusammenhang mit den Migrationsströmen zu ermöglichen. Es sei ebenfalls darauf verwiesen, dass die vorgeschlagenen erhöhten Kofinanzierungssätze befristet und unbeschadet des Programmplanungszeitraums 2014-2020 gelten.

Die Vorschläge, mit denen ein erhöhter Kofinanzierungssatz für die Mitgliedstaaten, die eine finanzielle Unterstützung erhalten, ermöglicht werden soll, sind generell zu unterstützen. Das zugrundeliegende Konzept bei den betreffenden Fonds besteht darin, dass ein Mechanismus geschaffen werden soll, mit dem für Solidarität zwischen den Mitgliedstaaten gesorgt wird, wenn es darum geht, die Migrationsströme zu steuern. Diese Aufgabe ist nicht gleichmäßig auf die Mitgliedstaaten verteilt; daher ist es begründet, die Kofinanzierungsanforderungen im Lichte der derzeitigen wirtschaftlichen Herausforderungen zu überprüfen.

Eine reibungslos funktionierende Steuerung der  Migrationsströme ist für die Europäische Union als Ganzes ungeheuer wichtig. Ist ein Mitgliedstaat nicht in der Lage, eine effiziente Steuerung der Migrationsströme zu gewährleisten, betrifft dies nicht nur das betreffende Land, sondern wirkt sich ebenfalls auf viele andere Mitgliedstaaten aus. 

Es ist daher im Interesse aller Mitgliedstaaten, dass sich die wirtschaftlichen Schwierigkeiten in einigen Mitgliedstaaten nicht negativ auf die in Bezug auf Migration erteilten Zusagen auswirken. Wie die Teilnehmer einer Reise des LIBE-Ausschusses nach Griechenland vor kurzem erfahren konnten, sind mehrere Projekten geplant, für die erhöhte Kofinanzierungssätze notwendig sind, damit sie auch umgesetzt werden können. Dies gilt zum Beispiel für die Renovierung von Haftanstalten, die sich in einem schlechten Zustand befinden, und für Verbesserungen bei technischen Ausrüstungen, die für einen wirksamen Grenzschutz notwendig sind. Es ist von wesentlicher Bedeutung, dass die Mitgliedstaaten, die vor erhebliche wirtschaftliche Herausforderungen gestellt sind, die Aufgaben im Zusammenhang mit der Steuerung der Migrationsströme noch bewältigen können. 

Der Berichterstatter möchte mit Nachdruck darauf hinweisen, wie wichtig effiziente Kontroll- und Bewertungssysteme über die Verwendung der Mittel sind. Bedauerlicherweise führt Fördermittelmissbrauch  für die Inanspruchnahme von EU-Mitteln in einigen Mitgliedstaaten zu Problemen. Die Bedeutung zuverlässiger Lenkungs- und Kontrollsysteme mit anschließenden angemessenen Kontrollen und Überwachungsmaßnahmen ist daher nicht zu unterschätzen. Darüber hinaus sind Interimsbewertungen und eine kontinuierliche wirksame Überwachung notwendig. 

Nach der Zuweisung der Mittel müssen rasch Beschlüsse über diese Vorschläge getroffen werden. Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Berichterstatter dem Ausschuss, diese Vorschläge unverändert zu billigen. Dies folgt aus der Erfordernis, dafür zu sorgen, dass die Änderungen die gewünschten Auswirkungen auf die Projekte haben, die einer Kofinanzierung bedürfen in den hinsichtlich ihrer Finanzstabilität von gravierenden Schwierigkeiten betroffenen oder bedrohten Mitgliedstaaten. Diese Empfehlung bedeutet jedoch nicht, dass das Europäische Parlament die Vorschläge genehmigen muss, ohne sie vorher sorgfältig zu prüfen. Unter diesen Umständen sind die vorgeschlagenen Änderungen jedoch berechtigt und müssen unbedingt innerhalb der vorgeschlagenen Frist angenommen werden; deshalb wird der Ausschuss aufgefordert, die Vorschläge zu unterstützen.

VERFAHREN
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